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Bonn, den 3. Februar 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entwurf eines Gesetzes über die Einwirkung von 
Kriegssadisdiäden an Gebäuden auf Miet- und 
Paditverhältnisse. 

In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Einwirkung 
von Kriegssachschäden an Gebäuden auf Miet- 
und Pachtverhältnisse 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 12. Sitzung am 27. Januar 1950 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzesvor- 
lage Stellung genommen und ihr mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß im § 2 Absatz 1 die Worte „§ 5 bis § 7 Absatz 1” durch die 
Worte „§ 5, § 6 und § 7 Absatz 1” ersetzt werden. 

Die Bundesregierung erklärt sich mit der von dem Bundesrat vor- 
geschlagenen Änderung einverstanden. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Unlversltats-Buchdruckerel Gebr. Sebeur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. SO 
und Wiesbaden. Nletzschestr. 1 



Anbge 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Einwirkung von Kriegssachschäden 
an Gebäuden auf Miet- und Pachtverhältnisse 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Verordnung über die Einwirkung von Kriegssachschäden 
an Gebäuden auf Miet- und Pachtverhältnisse vom 28. Septem- 
ber 1943 (RGBl. I S. 546) wird aufgehoben. 

(2) Soweit auf Grund der aufgehobenen Verordnung Rechts- 
änderungen eingetreten sind, hat es dabei sein Bewenden. 

§ 2 

(1) Die Vertragsverhältnisse, die nach § 1 Absatz 1, § 5 bis 
§ 7 Absatz 1 der aufgehobenen Verordnung bestehen geblieben 
sind, erlöschen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Das Erlöschen nach Absatz 1 tritt nicht ein, soweit 

a) die Räume bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
den Nutzungsberechtigten bezogen worden sind oder 

b) der Nutzungsberechtigte bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zwecks Wiederherstellung des früheren Nutzungs- 
verhältnisses die Instandsetzung, insbesondere durch per- 
sönliche Mitarbeit oder Stellung von Arbeitskräften, Be- 
schaffung von Material oder Kapital, Darlehensgewährung, 
Schuld- oder Kostenübernahme, nachhaltig gefördert hat, 
oder 

c) die Vertragsparteien zwischen dem 20. Juni 1948 und dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Abkom- 
men getroffen haben, das die Fortsetzung des Vertrages 
zur Voraussetzung hat. 

(3) Darüber, ob die Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 vor- 
liegen, entscheiden die ordentlichen Gerichte . 

§ 3 

(1) Ist ein Vertragsverhältnis nach § 2 Absatz 1 erloschen, so 
kann der frühere Nutzungsberechtigte, der Leistungen zur In- 
standsetzung erbracht hat, eine angemessene Entschädigung für 
seine Aufwendungen verlangen, sofern er nicht bereits in anderer 
Weise ein Entgelt erhalten hat. Von Verpflichtungen, die er 
gegenüber Dritten übernommen hat, ist er auf sein Verlangen 
freizustellen. Von ihm gewährte Darlehen können unter Ein- 
haltung der gesetzlichen Frist gekündigt werden. 

(2) Durch das Erlöschen des Vertragsverhältnisses wird der bisn 
herige Nutzungsberechtigte von einer Verpflichtung, zur Wie- 
derherstellung des Gebäudes weiterhin beizutragen, frei. 
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§ 4 

(1) Bleibt ein Vertragsverhältnis nach § 2 Absatz 2 bestehen, 
erfordert aber die dem Uberlassungspflichtigen obliegende In- 
standsetzung der Räume einen unwirtschaftlich hohen Aufwand 
oder treffen die Kosten der Instandsetzung den Überlassungs- 
pflichtigen unter Berücksichtigung seiner Verhältnisse unbillig 
hart, so entfällt insoweit seine Instandsetzungspflicht mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. Durch die bisherige Unterlassung 
der Instandsetzung entstandene Ansprüche erlöschen. 

(2) War oder ist dem Uberlassungspflichtigen der Wiederaufbau 
nur gegen die Verpflichtung möglich, die Räume einem Dritten 
zur Nutzung zu überlassen, oder kann ihm aus einem anderen 
durch den Wiederaufbau bedingten zwingenden Grunde die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht zugemutet werden, 
so kann er auf Aufhebung des Vertragsverhältnisses klagen. 
§ 3 Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden. Die Klage muß 
spätestens bis 31. Dezember 1950 erhoben werden. Auf das Ver- 
fahren sind die Bestimmungen des Mieterschutzgesetzes anzu- 
wenden. 


§ 5 

{!) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Bremische Gesetz 
zur Aufhebung der Verordnung über die Einwirkung von Kriegs- 
sachschäden an Gebäuden auf Miet- und Pachtverhältnisse vom 
25. Oktober 1948 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 200) außer Kraft. Soweit auf Grund des aufgehobenen Ge- 
setzes Vertragsverhältnisse erloschen sind, behält es dabei sein 
Bewenden. Ist ein Vertragsverhältnis auf Grund des § 2 des 
aufgehobenen Gesetzes erloschen, so ist § 3 dieses Gesetzes ent- 
sprechend anzuwenden. Auf Vertragsverhältnisse, die auf Grund 
des § 2 des aufgehobenen Gesetzes bestehen geblieben sind oder 
deren Aufrechterhaltung Gegenstand eines nicht abgeschlossenen 
Verfahrens nach § 2 Absatz 2 des aufgehobenen Gesetzes ist, 
sind die §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Verfahren, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund 
des § 1 Absatz 2 der aufgehobenen Verordnung vom 28. Septem 
ber 1943 oder auf Grund des § 4 des aufgehobenen Bremischen 
Gesetzes vom 25. Oktober 1948 bei den Feststellungsbehörden 
anhängig sind, werden von diesen nach den bisher geltenden 
Vorschriften zu Ende geführt. 

Bonn, den 1950 

Der Bundespräsident 
Der Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 
Der Bundesminister für Wohnungsbau 
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Begründung 


Nach § 1 der Verordnung vom 28. September 1943, RGBl, i 
S. 546 KMSVO), erlischt ein Miet Verhältnis an Räumen eines 
von Kriegsschäden betroffenen Gebäudes nur, wenn das Gebäude 
infolge des Kriegsschadens zerstört oder die Mieträume infolge 
des Schadens nicht nur vorübergehend unbenutzbar geworden 
sind und die Instandsetzung nicht innerhalb eines Jahres nach 
Eintritt des Schadens in Angriff genommen ist. Meinungsver- 
schiedenheiten darüber, ob ein Mietverhältnis erloschen ist, ent- 
scheiden auf Antrag des Eigentümers oder des Mieters die nach 
der Kriegssachschäden-Verordnung zur Feststellung der Ent- 
schädigung für zerstörte oder beschädigte Gebäude zuständigen 
Feststeliungsbehörden endgültig. Mieter, deren Mielverhältnis 
erloschen ist, werden bei der Vermietung der wieder instand- 
gesetzien oder als Ersatz geschaffenen Räume bevorzugt berück- 
sichtigt. Diese Vorzugsberechtigung wird in §§ 2, 3, 4 KMSVO 
näher geregelt. Die §§ 5 und 6 befassen sich mit Sonderfällen. 
Nach § 7 Absatz 1 findet die KMSVO auch auf Pachtverhältnisse 
über Räume sowie auf die Überlassung von Wohnungen auf 
Grund sonstiger Nutzungsverträge Anwendung. Dagegen gilt die 
KMSVO nicht für Untermiet- und Unterpachtverhältnisse (§ 7 
Absatz 1, Satz 2). 

Durch das Kontrollratsgesetz Nr. 1 Artikel 2 wurde § 7 Ab- 
satz 2 KMSVO, der Juden und Polen ausschioß, aufgehoben. Fer- 
ner ist durch Artikel XIV des Wohnungsgesetzes die W^ohnraum- 
lenkungs-Verordnung, auf deren §§ 7 und 8 die KMSVO in § 2 
Absatz 3 verweist, aufgehoben. Ob die Bestimmungen der § 1 
Absatz 3, §§ 2 bis 5, § 7 Absatz 1 soweit es sich um Wohnraum 
handelt, gegenüber dem Wohnungsgesetz noch Geltung haben, 
ist zweifelhaft. Das Land Nordrhein- Westfalen hat durch § 13 
seiner Verordnung vom 17. Januar 1947 (GVBl. S. 102) § 1 Ab- 
satz 3, §§ 2 bis 5, § 7 Absatz 2 und § 8 KMSVO aufgehoben. Das 
Land Bremen hat darüber hinaus durch Gesetz vom 25. Oktober 
1948 (Bremen GBl. S. 200) die KMSVO vollständig aufgehoben 

Es erscheint nunmehr erforderlich, die KMSVO im ganzen 
Bundesgebiet außer Kraft zu setzen, da die Bestimmungen durch 
die nach Erlaß dieser Verordnung eingetretenen Verhältnisse zum 
größten Teil ihre sachliche Berechtigung verloren haben und, so^ 
weit dies nicht der Fall ist, der Umgestaltung bedürfen. 

Nicht mehr zu billigen ist insbesondere die in der KMSVO 
nach Erlöschen der Vertragsverhältnissö vorgesehene Bevorzu- 
gung der früheren Nutzungsberechtigten bei Vergebung der 
wiederhergestellten oder als Ersatz geschaffenen neuen Räume. 
Diese war berechtigt, solange die Zahl der von Gebäudekriegs- 
schäden betroffenen Nutzungsberechtigten im Verhältnis zur ge- 
samten Bevölkerung noch nicht so groß war wie infolge der 
späteren Massenzerstörungen in der letzten Zeit der Kriegshand- 
lungen. Nachdem aber ihre Zahl gewaltig gewachsen und die 
Aufgabe hinzugetreten ist, auch die große Zahl der Personen 
unterzubringen, die aus anderen Gründen, insbesondere durch 
Evakuierung oder Vertreibung aus ihrer Heimat, ihre Wohnstät- 
ten verloren haben, erscheint es unbillig und kaum durchführbar, 
die durch Gebäudekriegsschäden Betroffenen bei der Vergebung 
der bezeichneten Räume, auf die sie kein vertragliches Recht 
mehr haben, zu bevorzugen. Ein weiterer bedeutsamer Grund füi 
die Beseitigung der Vorzugsstellung der hier in Betracht kom- 
menden Personen liegt darin, daß die Vorzugsstellung ein Hemm- 
nis für den Wiederaufbau bedeutet. Die Finanzierung der Bau- 
arbeiten erfordert meist eine Beteiligung der Interessenten an 
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den Kosten. Wenn der Inhaber der Vorzugsstellung hierzu nicht 
in der Lage ist, während andere infolge von Kriegsereignissen 
wohnungslos gewordene Personen die benötigten Baukosten- 
zuschüsse leisten können, scheitert oft der Wiederaufbau an der 
Unmöglichkeit, den früheren Nutzungsberechtigten zum Ver- 
zicht auf seine Vorzugsstellnug zu Gunsten des aufbauwilligen 
Interessenten zu veranlassen. 

Diese Gesichtspunkte gelten auch für die Fälle, in denen die 
Vertragsverhältnisse der Nutzungsberechtigten nach § 1 Absatz 1, 
§§ 6 und 7 Absatz 1 Satz 1 KMSVO bisher deshalb nicht er- 
loschen sind, weil die Instandsetzung der Räume innerhalb eines 
Jahres nach Eintritt des Schadens in Angriff genommen worden 
ist. Sind die Instandsetzungsarbeiten nicht zu Ende geführt 
worden, so legen die Länge der seit dem Schadenseintritt verflos- 
senen Zeit und die Tatsache, daß die Wiederherstellungsarbeiten 
über Anfänge nicht hinausgekommen sind, auch den Schluß nahe, 
daß auf der Grundlage des bisherigen Nutzungsverhältnisses 
eine Wiederinstandsetzung besonderen Hindernissen begegnet, 
welche die Beteiligten nicht beseitigen können. Oft hat ferner 
der Nutzungsberechtigte in der Zwischenzeit das Interesse an dei 
Wiederinstandsetzung verloren. In allen diesen Fällen ist Auf- 
hebung des bisherigen Nutzungsverhältnisses geboten, um den 
Weg für den Wiederaufbau frei zu machen. 

Anders verhält es sich, wenn der bisherige Nutzungsberechtigte 
die Räume wieder in Gebrauch genommen oder die Wieder- 
instandsetzung durch eigene Leistungen nachhaltig gefördert hat 
oder wenn die Vertragsparteien seit der Währungsumstellung bis 
zum Inkrafttreten der Bestimmungen des Entwurfs Vereinbarun- 
gen getroffen haben, welche die Fortsetzung des Vertrages zur 
Voraussetzung haben. In Fällen dieser Art würde eine Aufhebung 
der bisherigen Nutzungsrechte den berechtigten Belangen einer 
Vertragspartei oder beider Vertragsteile widersprechen. 

Die hiernach erforderlichen gesetzgeberischen Maßnahmen kön- 
nen nicht mehr durch Landesgesetze getroffen werden, da gemäß 
Artikel 74 Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 125 Nr. 1 des Grund- 
gesetzes die KMSVO Bundesrecht geworden ist. Zur Aufhebung 
dieser Verordnung bedarf es daher eines Bundesgesetzes. 

Aus den angeführten Gründen sieht der Entwurf, insoweit in 
Übereinstimmung mit dem genannten Bremischen Gesetz, in § 1 
die Aufhebung der KMSVO, in .§ 2 Absatz 1 als Grundsatz das 
Erlöschen der nach der KMSVO bestehen gebliebenen Vertrags- 
verhältnisse vor und regelt in § 2 Absatz 2 die dort bezeichne- 
ten drei Ausnahmen von dem in Absatz 1 aufgestellten Grundsatz. 

In Streitfällen, die sich aus dieser Regelung über das Fort- 
bestehen eines Vertragsverhältnisses ergeben, müssen die ordent- 
lichen Gerichte befinden. Art und Natur der Streitigkeiten bieter 
keinen beachtlichen Grund für eine andere Regelung. Deshalb 
weist § 2 Absatz 3 solche Streitigkeiten abweichend von § 1 Ab- 
satz 2 KMSVO ausdrücklich den ordentlichen Gerichten zur Ent- 
scheidung zu. Nur Streitfälle, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der vorliegenden Bestimmungen bei den Feststellungs- 
behörden schon anhängig sind, sollen von diesen aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen nach den bisherigen Vorschriften zu Ende ge- 
führt werden (§ 5 Absatz 3). 

§ 3 soll dem früheren Nutzungsberechtigten, dessen , Vertrags- 
verhältnis nach § 2 Absatz 1 erloschen ist, einen billigen Aus- 
gleich für seine Aufwendungen gewähren und ihn von Verpflich- 
tungen befreien, die nach Erlöschen des Vertragsverhältnisses 
nicht mehr gerechtfertigt erscheinen. 
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§ 4 Absatz 1 soll für die Fälle, in denen das Vertragsverhält- 
nis nach § 2 Absatz 2 bestehen bleibt, den Überlassungspflichti- 
gen von unwirtschaftlichen oder unbilligen Verpflichtungen hin- 
sichtlich der Instandsetzung befreien. 

§ 4 Absatz 2 sieht für besondere Fälle vor, daß der Überlas- 
sungspflichtige auf Aufhebung des Vertragsverhältnisses klagen 
kann. Erfolgt die Aufhebung, so soll der bisherige Nutzungs- 
berechtigte den in § 3 Absatz 1 für den Fall des Erlöschens des 
Vertragsverhältnisses vorgesehenen Ausgleich verlangen können. 

Das erwähnte Bremische Gesetz zur Aufhebung der KMSVO ist 
gemäß Artikel 125 Nr. 2 des Grundgesetzes Bundesrecht gewor- 
den. Die Aufhebung dieses Gesetzes erscheint im Hinblick auf 
die darin enthaltenen Abweichungen von der im vorliegenden 
Gesetzentwurf vorgesehenen Regelung geboten. 

§ 5 Absatz 2 enthält die dafür notwendigen Übergangsbestim- 
mung*en. 
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